
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die Amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Nein

67

fyy 15. HAI 197$

Gesetz: BAT § 37 Abs. 2; BGB § 616; HGB § 63» GewO § 133 cj 
BBiG § 12 Abs. 1

Leitsatz:

In die Frist, für die nach § 37 Abs. 2 BAT Kranken­
bezüge zu zahlen sind, werden Zeiten, in denen das 
Arbeitsverhältnis wegen eines vereinbarten unbezahl­
ten Urlaubs ruht, nicht eingerechnet (im Anschluß an 
BAG AP Nr. 1 zu § 1 ArbPlatzSchutzG).

Aktenzeichen: 5 AZR 293/74 
Urteil des BAG vom 15» Mai 1975 LAG Baden-Württemberg

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


993/74
1 Sa 3/74 Baden-Württemberg

^  “f' i-rUrteil'stbnör zugestellt am 
15« Mai 1975
gez. Sehartel, 
Angestellter 
als Uikandsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes! 67

Urteil

In Sachen

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 14. Mai 1975 durch die Vor­
sitzende Richterin Professorin Dr. Hilger, die Richter Sia- 
ra und Dr. He it her sowie die ehr enamtl ichen Richter Hei­
denreich und Krebs für Recht erkannt:

1. Die Revision des beklagten Landes gegen 
das Urteil des Landesarbeitsgerichts Baden- 
Württemberg vom 19« Mai 1974 - 1 Sa 3/74 - 
wird zurückgewiesen.

2. Das beklagte Land trägt die Kosten der 
Revision.

2 -

V o n R e c h t s w e g e n  !

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 -

Tatbestand:

Der bei der Klägerin versicherte Herr P 
Sch ist seit dem 5« September 1969 als Vertrags- 
lehrer beim beklagten Land beschäftigt. Auf das Ar­
beit sverhältnis finden die Bestimmungen des Bundes­
angestelltentarifvertrages (BAT) Anwendung, der in 
8 37 Abs. 2 hinsichtlich der Dauer der Gewährung 
von Krankenbezügen bestimmt:

"Die Krankenbezüge werden bei einer
Dienstzeit (§ 20) von weniger als 
zwei Jahren ... bis zum Ende der 6.
Woche,
nach einer Dienstzeit ... von min­
destens 5 Jahren bis zum Ende der 
15* Woche ... der Arbeitsunfähig­
keit gewährt."
Herr Sch erhielt vom 13. September 1972 bis 

15. Februar 1973 gemäß § 50 Abs. 2 BAT unbezahlten Ur­
laub zum Zweck eines LehrgangsGesuches.Während dieser 
Zeit verletzte er sich am 26. November 1972 hei einem 
Fußballspiel und war daraufhin bis zum 13* April 1973 
arbeitsunfähig krank.

Das beklagte Land hat Herrn Sch das Gehalt 
nur für die Zeit vom 16. Februar bis zum 11. März 1973 
(Ablauf von fünfzehn Wochen nach Eintritt der Erkran­
kung) weitergezahlt« Für die Zeit vom 12. März bis 13« 
April 1973 erhielt Herr Sch von der Klägerin Kran­
kengeld in Höhe von insgesamt 1.4-99,16 DM»

Mit ihrer Klage verlangt die Klägerin vom beklag­
ten Land Zahlung dieses Betrages aus übergegangenen Recht 
auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts (§ 182 Abs. 7 RVO). 
Sie meint, die Frist des § 37 Abs. 2 BAT werde in Fäl­
len, in denen ein Angestellter während eines unbezahlten
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» 3 ~ 67
Urlaubs arbeitsunfähig krank werde, erst mit dem Wieder­
einsetzen der Gehaltszahlungspflicht in Lauf gesetzt. Das 
Land sei daher verpflichtet gewesen, das Gehalt bis zum 
13. April fortzuzahlen.

Beide Vorinstanzen haben der Klage stattgegeben.
Mit der vom Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision 
verfolgt das beklagte Land sein Ziel der Klageabweisung 
weiter, während die Klägerin um Zurückweisung der Revi­
sion bittet.

Entscheidungsgründe:

Der Senat pflichtet dem Berufungsgericht darin bei, 
daß in die Frist, für die ein Arbeitgeber des öffentli­
chen Dienstes Krankenbezüge nach § 37 Abs. 2 BAT zu zah­
len hat, Zeiten eines unbezahlten Urlaubs nicht einge­
rechnet werden.
I. Für Ansprüche der Arbeitnehmer auf Fortzahlung des 
Arbeitsentgeltes, die auf gesetzlichen Bestimmungen beru­
hen (§ 1 LohnFG, § 616 BGB, § 63 HGB und § 133 c GewO), 
hat das Bundesarbeitsgericht bereits mehrfach entschie­
den, daß die Sechswochenfrist gehemmt ist, solange die 
beiderseitigen Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsver­
hältnis ruhen. Der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts 
hat dies für die Dauer der Schutzfristen nach dem Mutter­
schutzgesetz (§ 3 Abs. 2 und § 6 Abs„ 1 MuSchG) und für 
Zeiten des Grundwehrdienstes entschieden (BAG 10, 7 [10/
11] = AP Nr. 20 zu § 63 HGB [zu III 2 der Gründe]; BAG
II, 19 [21] = AP Nr. 27 au § 63 HGB [Bl. IR]). Der erken­
nende Senat hat diese Grundsätze für Fälle übernommen,
in denen die beiderseitigen Hauptpflichten aus dem Arbeits- 
verhältnis kraft einer Vereinbarung^ ruhten (Urteil vom 
14. Juni 197h - 3 AZR 467/73 -- [demnächst] AP Nr. 36 zu §
1 LohnFG). Zur Begründung hat der Senat ausgeführt, daß

4

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4

die im Krankheitsfall bezweckte soziale Sicherung 
des Arbeitnehmers nicht oder nicht in vollem Um­
fang erreicht werde, wenn der Arbeitnehmer während 
des Rühens des Arbeitsverhältnisses seinen Arbeit­
geber nicht in Anspruch nehmen kann, ihm diese Zeit 
aber praktisch als Bezugszeit angerechnet wird 
mit der Folge, daß er nach Wiederaufleben des Ar­
beit sverhältnisses keinen oder nur einen zeitlich 
gekürzten Anspruch hat. Es spreche nichts dafür, 
den Arbeitgeber aus seiner sozialen Verpflichtung 
zu entlassen, wenn er die ihm nach dem Gesetz zuge­
muteten Leistungen noch nicht voll erbracht hat.
2. Von diesen Grundsätzen ist auch im vorliegen­
den Fall auszugehen. Sinn und Zweck des § 37 Abs,
2 BAT fordern eine solche Anwendung, Der Wortlaut 
dieser Bestimmung steht dem nicht entgegen,
a) Der Wortlaut der gesetzlichen Bestimmungen ei­
nerseits und der des § 37 Abs. 2 BAT andererseits 
weichen zwar insoweit voneinander ab, als der Ar­
beitnehmer nach den gesetzlichen Bestimmungen sei­
nen Entgeltanspruch "für eine verhältnismäßig nicht 
erhebliche Zeit" (§ 616 Abs. 1 Satz 1 BGB) oder 
"bis zur Dauer von sechs Wochen" (§ 1 LohnFG, § 133 
c GewO und § 12 Abs. 1 BBiG) nicht verliert (ähn­
lich auch § 63 Abs. 1 Satz 1 HGB), während der An­
spruch auf Krankenbezüge nach § 37 Abs. 2 BAT "bis 
zum Ende der 6. Woche der Arbeitsunfähigkeit" ge­
währt wird. Diese tarifliche Bezugsfrist wird für 
die Angestellten, die eine längere Dienstzeit zu­
rückgelegt haben, jeweils der Dienstzeit entspre­
chend verlängert. Bei einer Dienstzeit von minde-
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stens zehn Jahren sind Krankenbezüge "bis zum Ende der 26. 
Woche der Arbeitsunfähigkeit" zu zahlen; das gleiche gilt 
bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten im Sinne der 
Reichsversicherungsordnung.

Nach dem Wortlaut der tarifvertraglichen Regelung 
steht jedoch zunächst nur fest, daß § 37 Abs. 2 BAT eine 
die gesetzliche Regelung zulässigerweise abändernde Ver­
einbarung zugunsten der Angestellten mit längerer Dienst­
zeit enthält (§ 616 Abs. 2 Satz 2 BGB).

Daß darüber hinaus - wie die Revision meint - die 
tarifvertragliche Regelung die gesetzliche Regelung auch 
insoweit verdrängen soll, wie es um die Berechnung der Be­
zugsdauer für die Krankenbezüge geht, läßt sich dem Wort­
laut des § 37 Abs. 2 BAT nicht mit ausreichender Sicher­
heit entnehmen. Die gesetzlichen und die tarifvertragli­
chen Regelungen müssen in erster Linie auf den Regelfall 
abstellen, wonach die LohnfortZahlungsfristen mit dem Ein­
tritt der Arbeitsunfähigkeit zu laufen beginnen. Nur für 
den besonderen Fall, daß die Arbeitsunfähigkeit zu einem 
Zeitpunkt eintritt, in dem das Arb eit sverhältn i s ruht und 
der Arbeitnehmer keine EntgeltenSprüche erwerben kann, 
bedarf es einer weiteren Regelung über die Berechnung der 
Bezugsdauer. Dafür;daß die Tarifvertragsparteien auch die­
se aus einem anderen Problembereich stammende Frage bei 
der allgemeinen Regelung der Bezugsfrist mitregeln woll­
ten, bietet der' Wortlaut keine ausreichenden Anhaltspunkte.
b) Die Frage, wie die Bezugsdauer nach § 37 Abs. 2 BAT 
in Fällen wie dem vorliegenden zu berechnen ist, läßt sich 
nur lösen, wenn man auf Sinn und Zweck der Regelung abstellt. 
Insoweit greifen zunächst die Erwägungen Platz, die der Er­
ste und der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts ange- 
stellt haben, um dem Arbeitnehmer im Falle der Erkrankung 
zumindest eine zeitlich begrenzte soziale Sicherung jsu ge­
währen . Darüber hinaus wäre es mit dem Zweck des § 37 Abs.
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2 BAT - soziale Sicherung des erkrankten Angestell­
ten für die im Tarifvertrag vorgesehene Zeitspanne - 
nicht vereinbar, wenn der Anspruch des Angestellten 
auf Krankenbezüge durch Zeitablauf völlig ausgezehrt 
werden könnte. Eine solche Möglichkeit ist nach der 
Auslegung des beklagten Landes insbesondere für sol­
che Palle nicht auszuschließen, in denen der An­
spruch auf Krankenbezüge wegen der kurzen Dienst­
zeit nur für sechs Wochen besteht, die Krankheit 
aber länger dauert. Wenn die ganzen sechs Wochen in 
eine Zeit fallen, in der das Arbeitsverhältnis ruht, 
könnte der Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes, 
falls die Auslegung des beklagten Landes richtig wä­
re, nicht zu einem zumutbaren Beitrag zur sozialen 
Sicherung des Arbeitnehmers herangezogen werden. Im 
Vergleich zur gesetzlichen Regelung wäre diese Grup­
pe der Angestellten erheblich schlechtergestellt. 
Dafür,daß die Tarifvertragsparteien das gewollt hät­
ten, ist ein überzeugender Grund nicht ersichtlich.
Der Senat braucht deshalb nicht zu entscheiden, ob 
ein Tarifvertrag mit einer in der Frage der Berech­
nung der Sechswochenfrist ungünstigeren Regelung 
überhaupt wirksam ist, oder ob nicht § 616 Abs. 2 
BGB ebenso wie die Bestimmungen des Lohnfortzahlungs­
gesetzes insoweit unabdingbar ist (§ 9 LohnFG), wie 
es um den gesetzlichen Mindestschütz bei Krankheit 
geht.
c) Eine im Vergleich zur gesetzlichen Regelung un­
günstigere Berechnung der Bezugsfrist für die Kran­
kenbezüge erscheint aber nicht nur für diejenigen An­
gestellten ausgeschlossen, deren Anspruch auf Kran­
kenbezüge die gesetzliche Sechswochenfrist nicht über-
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^ 67
steigt» Zwar wäre eine tarifvertragliche Regelung denkbar, 
durch die Angestellten eine verlängerte Bezugsfrist einge­
räumt wird, diese Besserstellung aber mit einer ungiinstIgo­
ren Berechnung der Bezugsfrist verbunden wird» Für eine 
solche Auslegung gibt der Tarifvertrag jedoch keine Grund­
lage» Es ist im Gegenteil deutlich, daß die Tarifvertrags­
parteien die Bezugsfrist für die Krankenbeztig© nach einer 
einheitlichen Methode berechnen wellten» Th dieser Bezie­
hung sind alle Bezieher von Krankenbozügen gleichgestellt 
ohne Unterschied auf die nach der Betriebszugehörigkeit ge­
staffelte Bezugsdauer.
d) Der Senat kann dem Umstand, daß die Tarifvertragspar­
teien für § 57 Abs. 2 BAT nicht einen der vorausgehenden 
Bestimmung des § 12 TOA vergleichbaren Wortlaut gewählt 
haben, nicht die Bedeutung beimessen, die die Revision :ln 

Übereinstimmung mit der Literatur darin sieht (vgl. Cie- 
mens-Solieuringä Kommentar zum Bundes-Angestolltentarifvor- 
trag, Stand Januar 1975, § 57 Anm. 6; Ambrosius-Fiechor, 
Bundes-Angestelltentarlfvertrag, 10; AufL , § 57 Anm. 2; 
Crisolli-Tiedtke, Das Tarifrecht der Angestellten im öf­
fentlichen Dienst, Stand Februar 1975? § 57 Anm. 9)» Boi 
dieser nur den Wortlaut der Tarifbeotimmung berücksieht5gen­
den Auslegung werden Sinn und Zweck der tariflichen Regelung 
vernachlässigt» Es 1st schwer vorstellbar, daß die Tarifver­
tragsparteion keine deutlichere Formulierung gefunden haben 
sollten, hätten sie wirklich erreichen wollen, daß solche 
Zeiten in dio Krankengqldbezugsdauor eingerechnet worden, in 
denen das Arbeitsverhältnis ohne Bezahlung ruht»
o) Wach allem ergibt sich, daß § 57 Abs» 2 BAT, ebenso wie 
die gesetzlichen Vorschriften über die EntgeltfortZahltag im 
Krankheitsfall nicht auf die Dauer der Erkrankung abatel.lt, 
sondern lediglich dio dom Arbeitgeber auferlegte Loictungö™ 
Pflicht begrenzt.
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Dem entspricht die Auslegung einer im Wortlaut 
mit § 37 Abs» 2 BAT übereinstimmenden tarifvertrag- 
liphen Regelung durch das Urteil des ‘Bundesarbeits­
gerichts AP Nr« 1 zu § 1 ArbPXatzSchutzG» Hier hatte 
der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts über die 
Berechnung der sechswöchigen Bezugsfrist im Pall ei­
nes Angestellten zu entscheiden,» der etwa fünf Wo­
chen vor Beendigung seines Wehrdienstes erkrankte 
und noch nach seiner Entlassung aus dem Wehrdienst 
weitere dreieinhalb Wochen arbeitsunfähig krank war. 
Der Erste Senat hat ohne Einschränkung die für die 
gesetzlichen Bestimmungen entwickelten Grundsätze 
über die Berechnung der SezugafMst auch für die im 
öffentlichen Dienst beschäftigten Arbeitnehmer für 
anwendbar erklärt (BAG AP Nr» 1 zu § 1 ArbPlatzSchutzG 
[Bl. 2 der Gründe] mit zust. Aam. von Kraft).
3. Die übrigen 'Voraussetzungen des Anspruches auf 
Krankenbezüge sind erfüllt. Herr Sch hatte daher 
gegen das beklagte Land einen Anspruch auf Zahlung 
der Krankenbezüge bis zum 13» April 1973« In Höhe 
des von der Klägerin gewährten Krankengeldes ist 
sein Lohnanspruch auf die Klägerin übergegangen (§
182 Abs. 7 RVO).

gez. Dr. Hilger Siara Dr. Heither

KrebsHeidenreich
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